Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 1784 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
BK 3684/50 III 


Bonn, den 15. Januar 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich eine 

Ergänzungsvorlage der Bundesregierung 
zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Durch das am 19. Oktober 1950 vom Bundestag verabschiedete 
Gesetz für die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversor- 
gungsgesetz) werden dem Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 
1950 folgende Mehraufwendungen erwachsen: 

Einzelplan XXII „Finanzielle Hilfe für Berlin“ 22 500 000 DM 
Einzelplan XXVI „Soziale Kriegsfolgelasten“ 129 400 000 „ 

151 900 000 DM 

Die Deckung war nach der ursprünglichen, dem Bundesrat mit 
Schreiben vom 25. Oktober 1950 — BK 3684/50 — übersandten 
Ergänzungsvorlage wie folgt vorgesehen: 

Einzelplan XXIII 

Treibstoffsteuer 67 500 000 DM 

Interessenquote der Länder 19 400 000 „ 

Gebühr für die Benutzung der Bundes- 
autobahnen 65 000 000 „ 

151 900 000 DM 

Der Bundesrat hat in seiner 39. Sitzung am 10. November 1950 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
die Ergänzungsvorlage keine Einwendungen zu erheben unter dem 
Vorbehalt, daß sich nicht durch die Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf eines Treibstoffsteuergesetzes und zum Entwurf einer 
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Gebührenordnung für die Benutzung der Bundesautobahnen eine 
Änderung der Ergänzungsvorlage ergibt. 

In der 40. Sitzung am 17. November 1950 hat der Bundesrat vor- 
geschlagen, den Entwurf eines Treibstoffsteuergesetzes in den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes um- 
zuwandeln. Der Bundesrat hat dabei besonders zum Ausdruck 
gebracht, daß er gegen die Regierungsvorlage keine Einwendungen 
erhebt, wenn sie in der vorgeschlagenen Weise abgeändert wird. 

Der Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
ist Ihnen inzwischen mit Schreiben vom 6. Dezember 1950 — BK 
3666/50 III — übersandt worden. 

Der Entwurf einer Gebührenordnung für die Benutzung der 
Bundesautobahnen ist vom Bundesrat zurückgestellt worden. 

Aus diesen Beschlüssen des Bundesrates ergab sich die Notwendig- 
keit, den Deckungsvorschlag in der Ergänzung zu Einzelplan XXIII 
wie folgt zu ändern: 

Mineralölsteuer 132 500 000 DM 

Interessenquote der Länder 19 400 000 „ 

151 9QQQQQ DM 

Die Ergänzung zu den Einzelplänen XXII und XXVI (Ausgabeseite) 
bleibt in der ursprünglichen Fassung aufrechterhalten. 

Eine Übersicht über die finanziellen Auswirkungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes füge ich bei. Danach ergibt sich folgender 
Abschluß: 

Mehraufwendungen für das Rechnungs- 
jahr 1950 151 900 000 DM 

abzügl. Interessenquote 19 400 000 „ 

bleibt Mehrbedarf für 

das Rechnungsjahr 1950 132 500 000 DM 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Ergänzungsvorlage 

der Bundesregierung 

zum 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950 


Der dem Entwurf des Gesetzes über die Feststellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1950 beigefügte Haushalts- 
plan ist nach Maßgabe der anliegenden Ergänzungen zum Entwurf 
der Einzelpläne XXII, XXIII und XXVI zu ergänzen. 




Ergänzung 

zum 

Haushalt 

Finanzielle Hilfe für Berlin 


für das Rechnungsjahr 1950 



XXII. Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben Kap* 1 


XXII. Finanzielle Hilfe für Berlin 


Für 1950 


Kap. 

Tit. 

Ausgabe 

treten hinzu 

DM 



II. Ausgaben 



1 


a) Fortdauernde Ausgaben 

Kriegsopferversorgung 




1 

(neu) 

Leistungen auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes . . . 

... 

i 

22 300 000 

i 



Erläuterungen 


Zu Kap. 1 Tit. 1. 

Gemäß § 89 b des Bundesversorgungsgesetzes vom ..... 
(BGBl. S. . . . ) gilt dieses Gesetz auch für Personen, die 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in Berlin (West) 
haben oder hatten. 

Im Verhältnis der Bevölkerungszahl der Stadt Berlin (West) 
zu der Bevölkerungszahl des Bundesgebiets würde die Ge- 
währung der Leistungen nach den Bestimmungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes jährlich rd. 120 000 000 DM erfordern. Da 
das Bundesversorgungsgesetz am 1. Oktober 1950 in Kraft 
tritt, die Versorgungsverwaltung in Berlin erst aufgebaut 
werden muß und die Renten nur in dem verwaltungsmäßig 
zu bewältigenden Umfang anfallen, wird der Mehrbedarf auf 
Grund der Einführung des Bundesversorgungsgesetzes für die 
letzten 6 Monate des Rechnungsjahres 1950 auf 30 000 000 DM 
veranschlagt. Von der Stadt Berlin (West) werden 1t. § 2 
der Verwaltungsvereinbarung vom 12. Oktober 1950 25 v. H. 
aufgebracht, so daß sich ein tatsächlicher Mehrbedarf von 
22 500 000 DM ergibt. 
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Einzelplan XXIII 


Ergänzung 

zum 

Haushalt 

der Allgemeinen Finanzverwaltung 

für das Rechnungsjahr 1950 
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XXIII. Ordentlicher Haushalt 
Einnahmen Kap. 3 und 6 


XXIII. Allgemeine Finanzverwaltung 



Für 1950 

Kap. Tit. 

Einnahme 

treten hinzu 



DM 




Ord entlieh e r Hausha 1 1 

1 

I 




1. Ei n nähme 



3 


Zölle und Verbrauchsteuern 




lob 

(neu 

Mineralölsteuer 

132 500 000 

i 

6 


Interessenrruote der Länder 

' 



() 

Kriegsopferversorgung einschl. Verwaltungskosten 

10 400 000 




Summe . . . 

151 900 000 



Erläuterungen 


Zu Kap, 3 Tit. 15b. 

Gemäß Mineralölsteuergesetz vom .... (BGBl. S. . . . ). 

Zu Kap. 6 Tit. 6. 

Verstärkung der beim Einzelplan XXVI Kap. 4 veranschlag- 
ten Mittel um den zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes erforderlichen Betrag von 129 400 000 DM. Die 
Interessenquote der Länder betragt 15 v. H. hiervon 
= 19 400 000 DM. 
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Einzelplan XXVI 


Ergänzung 

zum 

Haushalt 

der sozialen Kriegsfolgelasten 

für das Rechnungsjahr 1950 



XXVI. Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben Kap. 4 
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XXVI. Soziale Kriegsfolgelasten 


Kap. Tit. 


Ausgabe 


| Für 1950 
treten hinzu 


DM 



11. Ausgaben 



a) Fortdauernde Ausgaben 



Kriegsopferversorgung 



Allgemeine Haushaltsausgaben 



Verstärkung der Mittel bei Tit. 31 bis 35 zur Durchführung 


IHM1 

des Bundesversorgungsgesetzes ! 

129 400 000 


Erläuterungen 


Zu Kap. 4 Tit. 38. 

Jahresbedarf nach der Regierungsvorlage 

betreffend das Bundesversorgungsgesetz 3 034 000 000 DM 
Bisher im Entwurf des Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1950 veranschlagter Zu- 
schußbedarf 2 607 900 000 „ 


Jahres-Mehrbedarf gemäß Regierungsvor- 
lage ‘ 426 100 000 DM 

Mehrbedarf auf Grund des am 19. Ok- 
tober 1950 vom Bundestag verabschie- 
deten Bundes Versorgungsgesetzes . . . 204 700 000 „ 

Jährliche Gesamt-Mehrbelastung .... 630 800 000 DM 


Für das Rechnungsjahr 1950 entstehen auf Grund des Be- 
schlusses des Bundestages gegenüber der Regierungsvorlage 
im einzelnen folgende Mehraufwendungen: 

§ 10 Abs. 5 Ausdehnung der Heilfürsorge 
iür nicht kriegsverursachte Ge- 
sundheitsstörungen auf Beschä- 
digte und Angehörige von 

Schwerbeschädigten 

§13 Abs. 3 Erhöhung der Führhundzulage 

von 20 auf 25 DM . 

§ 17 Abs. 1 Gewährung von Krankengeld 
au di an beschädigte Ni-cht- 

rentenempfänger 

§ 18 Abs. 2 Gewährung von Hausgeld auch 
an Angehörige von Nicht- 
rentenempfängern 

Erziehungsbeihilfe für Kinder 
Schwerbeschädigter und für 
Waisen 


21 000 000 DM 
300 000 „ 

5 800 000 „ 

4 600 000 n 

21 000 000 „ 


§ 27 Ausdehnung der Heilbehand- 

lung für Hinterbliebene auf 
solche Hinterbliebene, die keine 
Ausgleichsrente beziehen . . . 
§ 30 Erhöhung der Grundrente für 

Beschädigte mit einer Erwerbs- 
minderung von 30 v. H. von 
10 auf 15 DM und für Beschä- 
digte mit einer Erwerbsminde- 
rung von 40 v. H. von 15 auf 

20 DM 

§ 31 Abs 3a Erweiterung des Personen- 
kreises der Empfänger von 
Ausgleichsrenten für Kinder bis 

zum 18. Lebensjahr 

§ 32 Abs. 2 Erhöhung des Freibetrages der- 
§ 40 Abs. 4 gestalt, daß statt ein Viertel 
§ 46 Abs. 3 drei Zehntel des 60 DM mo- 
natlich übersteigenden Betrages 
außer Ansatz bleiben . . . . 
§ 34 Pflegezulage für Hirnverletzte 

(auch während der Anstalts- 

pflege) 

§ 50 Abs. 1 Erhöhung der Elternrente für 
ein Elternpaar von 50 auf 70 DM 
und für einen Elternteil von 

von 30 auf 50 DM 

§ 52 Erhöhung des Bestattungs- 

geldes für Witwen mit Kindern 
von 120 auf 240 DM . . . . 

Zusammen . . . 


31 500 000 „ 


44 000 000 „ 

3 000 000 „ 

33 000 000 „ 

3 000 000 „ 

37 000 000 „ 

500 000 

204 700 000 DM 


§ 26 a 


XXVI. Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben Kap. 4 
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XXVI. Soziale Kriegsfolgelasten 


Erläuterungen 


Da das Bundesversorgungs- 
gesetz am 1. Oktober 1950 
in Kraft tritt, beträgt der 
Mehrbedarf auf Grund des 
Bundestagsbeschlusses gegenüber 
der Regierungsvorlage für 

6 Monate mithin 102 400 000 DM 

§ 85 Abs. 1 Übernahme der Umstellungs- 
kosten der Lander für ein 

Vierteljahr 20 000 000 „ 

Infolge des rückwirkenden lnkraftsetzcns des 
Bundesversorgungsgesetzes entfallen von 
den zum größten feil erst im Rechnungs- 
jahr 1951 erwarteten Mehraufwendungen in 
Hohe von 426 100 000 DM (Differenz zwi- 
schen Regierungsvorlage und Haushalts- 
ansatz 1950) ein Teil bereits auf das Rech- 
nungsjahr 1950. Im normalen Gesetz- 
gebungswege wäre das Gesetz nach seiner 
Verkündung frühestens am 1. Dezember 
1950 in Kraft getreten. Bei einem Mehr- 
bedarf von rd. 426 000 000 DM im Jahr 
entfallen auf den Monat 35 500 000 DM, 
auf die zwei Monate der Rückwirkung ab 

1. Oktober 1950 also 71 000 000 DM . . . 75 000 000 „ 

Aufgerundet . . . 197 400 000 DM 

hiervon abzusetzen: 

1.25 v. H Verwaltungs- 
abschlag 49 300 000 DM 

Es kann unterstellt 
werden, daß die Ver- 
sorgungsbehörden den 
sich durdi die Einfüh- 
rung des Bundes Ver- 
sorgungsgesetzes erge- 
benden Arbeitsanfall im 
Rechnungsjahr 1950 
nicht voll bewältigen 
können. 

2. Ersparnisse bei der 
Kriegsfolgcnhilfc und 
sonstigen Fürsorge, so- 
weit aus Bundesmitteln 

gezahlt 18 700 000 DM 68 000 000 „ 

Mithin Mehrbedarf für das zweite 
Redinungshalbjahr 1950 


129 400 000 DM 


Finanzielle Auswirkungen des Bundesversorgungsgesetzes 

A. Für das Rechnungsjahr 1951 

Jahresbedarf nach der Regierungsvorlage . 3 034 000 000 DM 
Zuschußbedarf für das Rechnungsjahr 1950 2 607 900 000 „ 

Jahresmehrbedarf gemäß Regierungsvorlage 426 100 000 DM 
Mehrausgaben nach den Beschlüssen des 

Kriegsopfer-Ausschusses 204 700 000 DM 

Mehrbedarf für die Bundesrepublik . . . 630 800 000 DM 

Mehrbedarf durch die Einbeziehung Berlins 60 000 000 „ 

Mehrbedarf für das Rechnungs- 
jahr 19 5 1 

insgesamt . . . *) 690 800 000 DM 

*) Bruttobeträge; keine Interessenquote ab- 
gesetzt, da fraglich, ob im Rechnungsjahr 
1951 die Länder in dieser Weise beteiligt 
werden sollen. 


B. Für das Rechnungsjahr 1950 

Mehrbedarf infolge rückwirkenden Inkraft- 
setzens des Bundesversorgungsgesetzes . 75 000 000 DM 

Umstellungskosten der Länder für l U Jahr 
gemäß § 85 Abs. 1 Bundesversorgungs- 
gesetz 20 000 000 „ 

Mehrausgaben auf Grund der Beschlüsse des 

Kriegsopferausschusses für V* Jahr . . . 102 400 000 „ 

Zusammen . . . 197 400 000 DM 


Hiervon abzusetzen: 

1. 25 v. H. Verwaltungs- 
abschlag 49 300 000 DM 

2. Ersparnisse bei der Für- 


sorge (Vs Jahresansatz) 18 700 000 „ 68 000 000 „ 

Bleiben 129 400 000 DM 

abzüglich Interessenquote 19 400 000 „ 

Bleiben . . . 110 000 000 DM 

zuzüglich Mehrausgaben 
durch Einbeziehung Ber- 
lins für V* Jahr ... 30 000 000 DM 

abzügl. Interessenquote 7 500 000 „ 22 500 000 „ 

™ 132 500 000 DM 


C. Ursprünglicher Deckungsvorschlag der Bundes- 
regierung für das Rechnungsjahr 1950 

1. Autobahn-Benutzungsgebühr (Jahres- 
ansatz) 65 000 000 DM 

2. Einnahmen aus Treibstoffsteuer (Viertel- 
jahresaufkommen 67 500 000 „ 

Zusammen . . . 132 500 000 DM 


D. Neuer Deckungsvorschlag der Bundesregie- 
rung für das Rechnungsjahr 1950 

Mineralölsteuer 132 500 000 DM 

E. Abschluß 

Mehraufwendungen für das Rechnungs- 
jahr 1950 151 900 000 DM 

abzügl. Interessenquote 19 400 000 „ 

bleibt Mehrbedarf für Rechnungsjahr 1950 . 132 500 000 DM 



